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 Veröffentlicht am 24.09.2010

Index

10/07 Verwaltungsgerichtshof;

40/01 Verwaltungsverfahren;

Norm

VStG §44a Z1;

VStG §9 Abs1;

VStG §9;

VwGG §42 Abs2 Z1;

1. VStG § 44a heute

2. VStG § 44a gültig ab 01.02.1991

1. VStG § 9 heute

2. VStG § 9 gültig ab 05.01.2008 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 3/2008

3. VStG § 9 gültig von 01.01.2002 bis 04.01.2008 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 137/2001

4. VStG § 9 gültig von 01.01.1999 bis 31.12.2001 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 158/1998

5. VStG § 9 gültig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

1. VStG § 9 heute

2. VStG § 9 gültig ab 05.01.2008 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 3/2008

3. VStG § 9 gültig von 01.01.2002 bis 04.01.2008 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 137/2001

4. VStG § 9 gültig von 01.01.1999 bis 31.12.2001 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 158/1998

5. VStG § 9 gültig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

1. VwGG § 42 heute

2. VwGG § 42 gültig ab 01.01.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013

3. VwGG § 42 gültig von 01.07.2012 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012

4. VwGG § 42 gültig von 01.07.2008 bis 30.06.2012 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 4/2008

5. VwGG § 42 gültig von 01.01.1991 bis 30.06.2008 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 330/1990

6. VwGG § 42 gültig von 05.01.1985 bis 31.12.1990

Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident Dr. Hö;nger und die Hofräte Dr. Riedinger

und Dr. N. Bachler als Richter, im Beisein der Schriftführerin Mag. Becker, über die Beschwerde des F M in L, vertreten

durch Dr. Johann Postlmayr, Rechtsanwalt in 5230 Mattighofen, Stadtplatz 6, gegen den Bescheid des Unabhängigen
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Verwaltungssenates des Landes Oberösterreich vom 29. Jänner 2010, Zl. VwSen-163979/8/Kei/Jo, betreDend

Übertretung des KFG, zu Recht erkannt:

Spruch

Der angefochtene Bescheid wird wegen Rechtswidrigkeit seines Inhaltes aufgehoben.

Der Bund hat dem Beschwerdeführer Aufwendungen in der Höhe von EUR 1.326,40 binnen zwei Wochen bei sonstiger

Exekution zu ersetzen.

Begründung

Mit Spruchpunkt 3) des Straferkenntnisses der Bezirkshauptmannschaft Braunau am Inn vom 17. Februar 2009 wurde

der Beschwerdeführer für schuldig befunden, er habe am 10. Oktober 2008 um 16.25 Uhr an einem näher

umschriebenen Ort als Verantwortlicher der Firma M. Schotter Gesellschaft mbH in M., diese sei Zulassungsbesitzerin

eines den Kennzeichen nach bestimmten LKWs und Anhängers, nicht dafür Sorge getragen, dass der Zustand des

genannten KFZ den Vorschriften des Kraftfahrgesetzes entspreche. Das Fahrzeug sei zum angeführten Zeitpunkt am

angeführten Ort von M. B. gelenkt worden, wobei festgestellt worden sei, dass keine Bewilligung gemäß § 101

Abs. 5 KFG vorhanden gewesen sei, obwohl Transporte, bei denen die im Abs. 1 lit. a bis c KFG angeführten oder die

gemäß Abs. 6 festgesetzten Voraussetzungen nicht erfüllt seien und Langgutfuhren, bei denen die Länge des

Kraftfahrzeuges oder des letzten Anhängers samt der Ladung mehr als 16 m betrage, nur mit Bewilligung des

Landeshauptmannes, in dessen örtlichem Wirkungsbereich der Transport durchgeführt werden solle, zulässig

seien.Mit Spruchpunkt 3) des Straferkenntnisses der Bezirkshauptmannschaft Braunau am Inn vom 17. Februar 2009

wurde der Beschwerdeführer für schuldig befunden, er habe am 10. Oktober 2008 um 16.25 Uhr an einem näher

umschriebenen Ort als Verantwortlicher der Firma M. Schotter Gesellschaft mbH in M., diese sei Zulassungsbesitzerin

eines den Kennzeichen nach bestimmten LKWs und Anhängers, nicht dafür Sorge getragen, dass der Zustand des

genannten KFZ den Vorschriften des Kraftfahrgesetzes entspreche. Das Fahrzeug sei zum angeführten Zeitpunkt am

angeführten Ort von M. B. gelenkt worden, wobei festgestellt worden sei, dass keine Bewilligung gemäß Paragraph

101, Absatz 5, KFG vorhanden gewesen sei, obwohl Transporte, bei denen die im Absatz eins, Litera a, bis c KFG

angeführten oder die gemäß Absatz 6, festgesetzten Voraussetzungen nicht erfüllt seien und Langgutfuhren, bei

denen die Länge des Kraftfahrzeuges oder des letzten Anhängers samt der Ladung mehr als 16 m betrage, nur mit

Bewilligung des Landeshauptmannes, in dessen örtlichem Wirkungsbereich der Transport durchgeführt werden solle,

zulässig seien.

Der Beschwerdeführer habe dadurch § 103 Abs. 1 Z. 1 KFG iVm § 103 Abs. 5 KFG verletzt; über ihn wurde eine

Geldstrafe von EUR 365,-- (Ersatzfreiheitsstrafe: 144 Stunden) verhängt.Der Beschwerdeführer habe dadurch

Paragraph 103, Absatz eins, ZiDer eins, KFG in Verbindung mit Paragraph 103, Absatz 5, KFG verletzt; über ihn wurde

eine Geldstrafe von EUR 365,-- (Ersatzfreiheitsstrafe: 144 Stunden) verhängt.

Der gegen Spruchpunkt 3) dieses Straferkenntnisses erhobenen Berufung hat die belangte Behörde mit Bescheid vom

29. Jänner 2010 keine Folge gegeben.

Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof. Dieser hat erwogen:

Gemäß § 9 Abs. 1 VStG ist für die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften durch juristische Personen oder

eingetragene Personengesellschaften, sofern die Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen und soweit nicht

verantwortliche Beauftragte (Abs. 2) bestellt sind, strafrechtlich verantwortlich, wer zur Vertretung nach außen berufen

ist.Gemäß Paragraph 9, Absatz eins, VStG ist für die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften durch juristische Personen

oder eingetragene Personengesellschaften, sofern die Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen und soweit

nicht verantwortliche Beauftragte (Absatz 2,) bestellt sind, strafrechtlich verantwortlich, wer zur Vertretung nach außen

berufen ist.

Gemäß § 44a Z. 1 VStG hat der Spruch eines Straferkenntnisses, wenn er nicht auf Einstellung lautet, die als erwiesen

angenommene Tat zu enthalten. § 44a Z. 1 VStG erfordert unter anderem, dass im Spruch des Bescheides

gegebenenfalls auch die im Sinne des § 9 Abs. 1 VStG maßgebliche juristische Person oder eingetragene

Personengesellschaft, zu deren Vertretung nach außen der Beschuldigte berufen ist, genannt wird. Wird ein Täter als

verantwortliches Organ einer juristischen Person bestraft, so erfordert es die Bestimmung des § 44a Z. 1 VStG weiters,

dass im Spruch des Straferkenntnisses die Art der Organfunktion, der zufolge der Täter zur Vertretung nach außen



berufen ist, eindeutig angeführt wird (vgl. das hg Erkenntnis vom 23. April 2008, Zl. 2008/03/0012, mwN).Gemäß

Paragraph 44 a, ZiDer eins, VStG hat der Spruch eines Straferkenntnisses, wenn er nicht auf Einstellung lautet, die als

erwiesen angenommene Tat zu enthalten. Paragraph 44 a, ZiDer eins, VStG erfordert unter anderem, dass im Spruch

des Bescheides gegebenenfalls auch die im Sinne des Paragraph 9, Absatz eins, VStG maßgebliche juristische Person

oder eingetragene Personengesellschaft, zu deren Vertretung nach außen der Beschuldigte berufen ist, genannt wird.

Wird ein Täter als verantwortliches Organ einer juristischen Person bestraft, so erfordert es die Bestimmung des

Paragraph 44 a, ZiDer eins, VStG weiters, dass im Spruch des Straferkenntnisses die Art der Organfunktion, der zufolge

der Täter zur Vertretung nach außen berufen ist, eindeutig angeführt wird vergleiche , das hg Erkenntnis vom

23. April 2008, Zl. 2008/03/0012, mwN).

Im Beschwerdefall wird dem Beschwerdeführer mit dem von der belangten Behörde aufrecht erhaltenen Spruch des

erstinstanzlichen Straferkenntnisses zur Last gelegt, die Tat als "Verantwortlicher" der Firma M. Schotter Gesellschaft

mbH begangen zu haben. Die angeführte Umschreibung der Tätereigenschaft lässt damit die Merkmale nicht

erkennen, aus denen sich die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Beschwerdeführers im Sinne des § 9 VStG ergibt;

sie entspricht daher nicht dem Konkretisierungsgebot des § 44a Z. 1 VStG (vgl. dazu die hg. Erkenntnisse vom

27. Dezember 2007, Zl. 2003/03/0295, sowie vom 15. Dezember 2008, Zl. 2008/02/0347).Im Beschwerdefall wird dem

Beschwerdeführer mit dem von der belangten Behörde aufrecht erhaltenen Spruch des erstinstanzlichen

Straferkenntnisses zur Last gelegt, die Tat als "Verantwortlicher" der Firma M. Schotter Gesellschaft mbH begangen zu

haben. Die angeführte Umschreibung der Tätereigenschaft lässt damit die Merkmale nicht erkennen, aus denen sich

die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Beschwerdeführers im Sinne des Paragraph 9, VStG ergibt; sie entspricht

daher nicht dem Konkretisierungsgebot des Paragraph 44 a, ZiDer eins, VStG vergleiche , dazu die hg. Erkenntnisse

vom 27. Dezember 2007, Zl. 2003/03/0295, sowie vom 15. Dezember 2008, Zl. 2008/02/0347).

Durch die Bestätigung des Spruchpunktes 3) des erstinstanzlichen Straferkenntnisses belastete die belangte Behörde

ihren Bescheid mit inhaltlicher Rechtswidrigkeit, sodass der angefochtene Bescheid gemäß § 42 Abs. 2 Z. 1 VwGG

aufzuheben war. Bei diesem Ergebnis erübrigt es sich, auf das weitere Beschwerdevorbringen einzugehen.Durch die

Bestätigung des Spruchpunktes 3) des erstinstanzlichen Straferkenntnisses belastete die belangte Behörde ihren

Bescheid mit inhaltlicher Rechtswidrigkeit, sodass der angefochtene Bescheid gemäß Paragraph 42, Absatz 2, ZiDer

eins, VwGG aufzuheben war. Bei diesem Ergebnis erübrigt es sich, auf das weitere Beschwerdevorbringen einzugehen.

Die Kostenentscheidung gründet sich auf die §§ 47 D VwGG in Verbindung mit der VwGH-Aufwandersatzverordnung

2008, BGBl. II Nr. 455.Die Kostenentscheidung gründet sich auf die Paragraphen 47, D VwGG in Verbindung mit der

VwGH-Aufwandersatzverordnung 2008, Bundesgesetzblatt , II Nr. 455.

Wien, am 24. September 2010

Schlagworte

Verantwortlichkeit (VStG §9)
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